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Begründung zum Bebauungsplan Nr. 5 
„Spirlingskamp“ (Bereich 1) -Eixe- /  

„Zwischen Mittellandkanal und Große Wiesen“ (Bereich 2) -Berkum- 

1 Vorbemerkung 

Das Planverfahren zur Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 5 wurde bereits im Oktober 2006 parallel 
mit der 4. Änderung des Flächennutzungsplans (FNP) mit der Durchführung der frühzeitigen 
Öffentlichkeitsbeteiligung gestartet und durch den Satzungsbeschluss des Rates der Stadt Peine 
am 28.06.2007 abgeschlossen. 
 
Aufgrund der durch den Landkreis Peine versagten Genehmigung der 4. Änderung des FNP konnte 
auch der Bebauungsplan Nr. 5 keine Rechtskraft erlangen. Um eine Genehmigungsfähigkeit für den 
FNP zu erreichen, ist das Verfahren zur 4. Änderung des FNP ab der öffentlichen Auslegung gemäß 
§ 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) und der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange nach 
§ 4 Abs. 2 BauGB zu wiederholen. Dem trägt die Stadt Peine mit einer Wiederaufnahme des 
Verfahrens ab den besagten Verfahrensschritten Rechnung. Aufgrund der Sachzusammenhänge 
war es geboten, auch den Bebauungsplan Nr. 5 einer erneuten Offenlage zuzuführen, um letztlich 
einen neuen gesamtheitlichen Satzungsbeschluss zu erwirken.  
 
Die Ausführungen der Begründung, des Umweltberichts und der Eingriffsbilanzierung sind 
geringfügig redaktionell angepasst worden und stellen dementsprechend den Stand von 2007 dar. 

2 Notwendigkeit der Planaufstellung 

Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es 
für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. 
 
Mit dem 1.8.2004 trat die Novelle des Erneuerbaren Energie-Gesetzes (EEG) in Kraft. Zweck dieses 
Gesetzes ist es, die nachhaltige kostengünstige Entwicklung der Energieversorgung im Interesse 
des Klima-, Natur- und Umweltschutzes zu ermöglichen und zugleich die Weiterentwicklung von 
Technologien zur Erzeugung von Strom aus Erneuerbaren Energien zu fördern. Als Zielvorgabe wird 
der Anteil der Erneuerbaren Energien an der Stromversorgung bis zum Jahr 2010 mit 12,5 %, bis 
2020 mit mind. 20 %, angestrebt. Zu den Erneuerbaren Energien gehört per Gesetz die Energie aus 
Biomasse/Biogas sowie andere umweltfreundliche Energiegewinnungsformen. 
 
Im Bereich der Ortschaft Eixe gibt es die Absicht, eine Biogasanlage zu betreiben. Die für den Betrieb 
der geplanten Anlage notwendigen nachwachsenden Rohstoffe (überwiegend Mais) zur 
Energieerzeugung können im Umfeld von der Anlage in ausreichendem Maße angebaut und 
geerntet werden. Ein mögliches Einzugsgebiet ist der Anlage 1 zu entnehmen. 
 
Mit Anlagen zur Biogasentwicklung wird im Allgemeinen in einem Gärungsprozess unter 
Luftabschluss durch Einbringen von Pflanzen, Gülle und eventuell anderen organischen Substanzen 
Biogas (überwiegend Methan) erzeugt und dieses in einem oder mehreren Blockheizkraftwerken 
durch Verbrennung in Strom und Wärme umgewandelt. Der Strom wird zu garantierten 
Abnahmebedingungen (nach dem „Erneuerbare-Energien-Gesetz“/EEG) dem Stromnetz zugeführt. 
Die durch die „Verstromung“ erzeugte Wärme kann als Nahwärme für eine Beheizung eingesetzt 
werden. Die nach der Vergärung verbleibenden Reste lassen sich als Biodünger wieder verwenden. 
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Diese Art der Energiegewinnung soll vor dem Hintergrund begrenzter fossiler Ressourcen (Erdöl, 
Kohle, Gas) mehr Anteil an der gesamten Energieerzeugung erhalten. Zum einen wachsen die 
Rohstoffe bei dieser Art der Energiegewinnung ständig nach und sind damit immer verfügbar, zum 
anderen ist bei der Verbrennung des Gases, das aus der Vergärung nachwachsender Rohstoffe 
entsteht, im Gegensatz zur Verbrennung fossiler Rohstoffe, ein geringerer Kohlendioxydausstoß zu 
verzeichnen. Damit wird dem so genannten „Treibhauseffekt“ (Erwärmung der Atmosphäre) 
entgegengewirkt und ein Beitrag zum Klimaschutz geleistet. 
 
Des Weiteren bietet diese Art der Energiegewinnung der Landwirtschaft Chancen in einer Zeit 
unsicher werdender Absatzmärkte der landwirtschaftlichen Produkte. 
 
Die Stadt Peine unterstützt die Nutzung regenerativer Energien und betrachtet dieses als einen 
Beitrag, die CO²-Belastung der Atmosphäre zu reduzieren. Des Weiteren sieht sie hierin auch einen 
Beitrag, der Abhängigkeit fossiler Energieträger entgegenzuwirken. Sie lassen dieses Vorhaben 
deshalb Bestandteil ihrer bauleitplanerischen Zielsetzungen werden und erkennen ein Erfordernis, 
bauleitplanerisch zu handeln. Die Stadt Peine stellt im Rahmen ihrer Zuständigkeit den 
Bebauungsplan Nr. 5 „Spirlingskamp“ (Bereich 1) -Eixe- /„Zwischen Mittellandkanal und Große 
Wiesen“ (Bereich 2) -Berkum- als planungsrechtliche Grundlage für die Realisierung auf. 
 
Für den Standort einer Biogasanlage ist unter technischen Aspekten die Nähe zu einem 
Leitungsnetz von Bedeutung, um den erzeugten Strom einspeisen zu können. Dies beeinflusst in 
hohem Maß die Standortwahl. Mit von Belang ist auch der städtebauliche Aspekt, insbesondere 
auch die Verträglichkeit  mit vorhandenen Siedlungsstrukturen. Durch den Gärungsprozess der 
eingebrachten Rohstoffe lässt sich ein Geruchsaufkommen nicht ganz ausschließen. Es sind somit 
bei der Standortwahl zu Siedlungsstrukturen Abstände einzuhalten. 
 
Unter Abwägung einzustellender restriktiver Faktoren, wie Verträglichkeit mit der besiedelten 
Umgebung (Geräusch- und Geruchseinflüsse), Einbindung in das Orts- und Landschaftsbild 
(visuelle Einbindung), Beeinträchtigung des Naturhaushalts sowie betriebsbedingter Faktoren, wie 
Einspeisemöglichkeiten (ins Stromnetz, Wärmenutzung), Erschließung und Abfallentsorgung, wurde 
der Standort nord-östlich der Ortslage Eixe favorisiert und der Planung zugrunde gelegt. 

3 Planungssituation/Rechtliche Voraussetzungen/Entwicklung aus dem 
Flächennutzungsplan 

Für die Geltungsbereiche 1 und 2 des Bebauungsplanes Nr. 5 „Spirlingskamp“ (Bereich 1) -Eixe- / 
„Zwischen Mittellandkanal und Große Wiesen“ (Bereich 2) -Berkum- weist der Flächennutzungsplan 
landwirtschaftliche Flächen aus. Die vorgesehenen Nutzungen als einerseits „Sonderfläche für 
regenerative Energienutzung“ und andererseits „Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Natur und Landschaft“ entsprechen nicht den Zielen des 
Flächennutzungsplanes. Für den Bereich 1 wird dieser deshalb entsprechend geändert (4. 
Änderung des Flächennutzungsplans). Eine Änderung des Flächennutzugsplanes für den Bereich 
2 in der Größe von ca. 0,4 ha ist nicht notwendig, da Flächeneinheiten unter 1,5 ha im 
Flächennutzugsplan nicht dargestellt werden müssen. 
 
Nach dem Planungsrecht von 2007 konnten im Allgemeinen Biogasanlagen gemäß § 35 BauGB im 
Außenbereich errichtet werden. Voraussetzungen hierfür sind ein Bezug zu einem 
landwirtschaftlichen Betrieb, der räumlich-funktionale Zusammenhang mit diesem Betrieb, der 
Bezug der Biomasse aus der Biogasanlage nahe gelegenen Betrieben sowie die Größenordnung 
der erzeugten Stromleistung, die nicht größer als 0,5 MW sein darf. Wird eine dieser 
Zulässigkeitsvoraussetzung nicht eingehalten, lassen sich Biogasanlagen nur mit den Möglichkeiten 
der Bauleitplanung realisieren. 
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Für die geplante Anlage wird eine elektrische Leistung von mindestens 0,7 MW mit späteren 
Erweiterungsmöglichkeiten geplant, sodass auf andere Möglichkeiten des Planungsrechts als die 
nach § 35 BauGB zurückgegriffen wird und ein Bebauungsplan aufgestellt werden muss. 
 
Von der geplanten Anlage werden sich für die unmittelbare Umgebung keine erheblichen 
Beeinträchtigungen ergeben. Durch die relativ weite Distanz zur Ortslage von Eixe sind nachteilige 
Geruchseinflüsse der Biogasanlage nicht zu erwarten (vgl. Umweltbericht, Pkt. 2.1). 
 
Im Vorfeld der Errichtung und des Betriebs der geplanten Biogasanlage ist eine Genehmigung nach 
dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) bei der zuständigen Behörde zu beantragen, in 
der die bauliche Ausführung der Anlage, die Art der eingesetzten Stoffe etc. festgelegt und 
genehmigt werden.  
Die Errichtung und Betrieb der Anlage löst nachfolgend aufgeführte immissionsschutzrechtliche 
Genehmigungsvorbehalte aus: 
 

1. Für die Verbrennungsmotorenanlage mit einer Feuerungswärmeleistung von 1 Megawatt 
bis weniger als 10 Megawatt das Genehmigungserfordernis nach § 4 BImSchG gemäß 
Spalte 2 Nr. 1.4 b) aa) des Anhangs der 4. BImSchV. 

 
2. Anlage zur Lagerung von Gülle mit einem Fassungsvermögen von 2.500 Kubikmetern oder 

mehr gemäß Spalte 2 Nr. 9.36 des Anhangs der 4. BImSchV. 
 

Der immissionsschutzrechtliche Genehmigungsvorbehalt erfasst damit außer der 
Gasgewinnungsanlage im Sinne von § 1 Abs. 2 der 4. BImSchV auch alle vorgesehenen Anlagenteile 
und Verfahrensschritte, die zum Betrieb notwendig sind und Nebeneinrichtungen, die in einem 
räumlichen und betriebstechnischen Zusammenhang stehen und die für das Entstehen schädlicher 
Umwelteinwirkungen die Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen oder das Entstehen 
sonstiger Gefahren erheblicher Nachteile oder erheblicher Belästigungen von Bedeutung sein 
können. 
 
Aufgrund der Konzentrationswirkung des § 13 BImSchG werden alle sonstigen behördlichen 
Entscheidungen und Zulassungen in die immissionsschutzrechtliche Genehmigung 
eingeschlossen. Bestandteile des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsantrags nach 
§ 4 des BImSchG sind weiterhin: 
 
 die Baugenehmigung gem. § 75 NBauO 
 die Zulassung als Biogasanlage nach Artikel 15 der VO (EG) 1774/2002 EU-

Hygieneverordnung 

4 Lage des Plangebiets, räumliches Konzept, Ausbauplanung 

Die für die Bebauung vorgesehene Fläche (Bereich 1) befindet sich etwa 500 m nordöstlich der 
Ortslage von Eixe und ist über den Weg „Zum Wendesser Moor“ zu erreichen. Sie ist eine Teilfläche 
des Flurstücks 12/1, Flur 10, Gemarkung Eixe und wird als Acker- oder Grünland genutzt. 
Gehölzstrukturen sind hier und in der unmittelbaren Umgebung nicht vorhanden. Durch den 
vorhandenen landwirtschaftlichen Wegeanschluss kann die Fläche als erschlossen bezeichnet 
werden. Östlich des Planbereiches befinden sich eine Stallanlage, ein Melkhaus und die 
dazugehörigen Zufahrts- bzw. Rangierflächen. 
 
Das räumliche Konzept sieht vor, die eigentliche Biogasanlage nördlich des landwirtschaftlichen 
Weges zu errichten. Die Gärbehälter werden in relativer Nähe zum Stall angeordnet. Die Fahrsilos 
befinden sich am Westrand der Anlage. 
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Das Konzept ist so angelegt, dass eine Erweiterung der Anlagen um evtl. 1 Gärbehälter nordöstlich 
des 1. Bauabschnittes, der die Anlagen von insgesamt 2 Fermentern und einem Lagerbehälter sowie 
3 Fahrsilos vorsieht, möglich ist.  

5 Beschreibung der geplanten Biogasanlage 

Die geplante Biogasanlage setzt sich aus mehreren Betriebsteilen zusammen. Die Maiszugabe, die 
das Ausgangsmaterial des Umwandlungsprozesses ergibt, wird angeliefert, gewogen und in 
Becken (Fahrsilos) gelagert. Von dort wird es über eine Dosieranlage in die Fermenter eingelagert 
und zur Vergärung gebracht. Das hierbei entstehende Gas entsteht innerhalb eines Zeitraumes von 
30 Tagen und wird danach im Maschinenhaus über Blockheizkraftwerke verbrannt; der in diesem 
Prozess entstehende Strom wird in das örtliche Versorgungsnetz, das sich in unmittelbarer 
(südlicher) Nähe am Betriebsstandort befindet, eingespeist. Des Weiteren entsteht bei dem 
Verbrennungsprozess Abwärme, die für die Beheizung des angrenzenden Kuhstalls und die 
Erhitzung des gesamten Brauchwassers genutzt wird. Eine alternative Wärmenutzung durch 
Trocknung von Getreide und Hackschnitzeln soll am Betriebsstandort durch eine Sicherung von 
Flächen für entsprechende bauliche Anlagen offen gehalten werden. 
 
Das nach dem Vergärungsprozess verbleibende Material lässt sich als Biodünger nutzen oder wird 
als unbelastetes Material in der Feldflur ausgebracht. 
 
Die Betriebszu- und ausfahrt erfolgt von dem südlich des Standortes entlang führenden Weg. Über 
einen auf dem Betriebsgelände weiterführenden Weg werden die Waage, die Gärbehälter, das 
Maschinenhaus und die Fahrsilos erreicht. Nach der Befüllung der Fahrsilos verlassen die 
Fahrzeuge den Betriebsstandort wieder über den südlichen Weg. 
 
Die Anordnung und Verteilung der genannten Betriebsanlagen sowie die Weg- und 
Straßenanschlüsse sind im Bebauungsentwurf (Anlage 2) entsprechend dem gegenwärtigen Stand 
der Projektierungsplanung der BIOGAS NORD GMBH, 33719 Bielefeld, zusammengefasst 
dargestellt worden. 

6 Festsetzungen des Bebauungsplanes 

6.1 Gebietsart und Maß der baulichen Nutzung, textliche Zweckbestimmungen (Bereich 1) 
Für die hier festzusetzende Gebietsart wird ein sonstiges „Sondergebiet“ gewählt. Die 
Zweckbestimmung soll mit „Regenerative Energienutzung“ weiter gefasst sein, um später auch 
andere Energiegewinnung mit nachwachsenden Rohstoffen (beispielsweise Rapsölgewinnung) 
zulassen zu können. 
 
Die Baufläche auf dem ausgewählten Betriebsgrundstück wird großzügig gefasst. Die Festsetzung 
einer Grundflächenzahl von 0,5 ermöglicht die Umsetzung der sich bereits in Planung befindenden 
wie auch künftigen Projekte (zusätzlicher Gärbehälter). Die Baugrenzen und damit die Ausbildung 
der überbaubaren Grundstücksfläche sind so weiträumig geführt, dass das beabsichtigte 
Programm umgesetzt werden kann. 
 
Bei der Ausweisung von Sondergebieten ist es unerlässlich, die Nutzungen, die im Geltungsbereich 
des Bebauungsplans Nr. 5 zugelassen sein sollen, zu nennen und textlich auszuführen (textliche 
Festsetzung Nr. 1). Demnach sollen 
 
 ausschließlich Anlagen zur Erzeugung und Nutzung regenerativer Energien, die im 

Geltungsbereich des Bebauungsplanes erzeugt werden 
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 Nutzungen in Form von Lagerung von Erzeugnissen der Land-, Ernährungs- und 
Forstwirtschaft (anerkannte Biomassen) 

 
zugelassen sein. 
 
Die weitere textliche Bestimmung (textliche Festsetzung Nr. 5) legt fest, dass für ein unkontrolliertes 
Auslaufen der Gärflüssigkeit mit einer Geländeumwallung Vorsorge zu treffen ist. Mit der Umwallung, 
die räumlich im Bebauungsplan innerhalb einer Fläche für Vorkehrungen zum Schutz vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen im südlichen Teilbereich des Bebauungsplans (65 m. über NN, 
als niedrigst gelegenem Teil des Betriebsgeländes) ausgewiesen wurde, soll ggf. auslaufende 
Gärflüssigkeit im Betriebsgelände – Bemessungsgröße ist der größte Lager- und Gärbehälter – bis 
zu ihrer Beseitigung halten.  
 
Mit der textlichen Festsetzung Nr. 2 sind Bepflanzungen zur Eingrünung der Betriebsflächen 
vorgegeben. Eine entsprechende Pflanzliste wurde vom Planungsbüro Dr. Schwerdt erarbeitet und 
ist als Anhang zum Umweltbericht beigefügt. 

6.2 Geltungsbereich 2 
 
Der Geltungsbereich 2 setzt als „Satellitenbebauungsplan“ Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen fest. 

6.3 Erschließung und Versorgung, Löschwasserversorgung 
Die Erschließung des Bebauungsplanbereichs erfolgt vom Wendesser Weg über einen von dort 
weiterführenden landwirtschaftlichen Weg. Dieser Weg ist für die Befahrbarkeit zur Biogasanlage 
ausreichend und auch tragfähig. Die Verkehrserschließung wird über eine entsprechende 
Wegebaulast gesichert. 
 
Erfahrungsgemäß, durch den Bau des Stalles und dortiger landwirtschaftlicher Nutzung, hat sich 
herausgestellt, dass der Untergrund im Plangebiet aufgrund seiner Zusammensetzung (60 cm 
Mutterboden, einschl. Kies) in einem sehr großen Maß über ausreichende Durchlässigkeit verfügt 
und somit für Versickerung sehr gut geeignet ist. Es ist daher vorgesehen, das gesamte 
Oberflächenwasser vor Ort dem natürlichen Kreislauf zuzuführen. Ein Sickergraben ist im südlichen 
Bereich des Planbereiches vorgesehen. 
 
Die Trinkwasserversorgung soll durch Neuanschluss über eine Brunnenbohrung erfolgen. Dabei 
richtet sich die Dimensionierung der Leistungsfähigkeit des Brunnens nach der bereitzustellenden 
Löschwassermenge.  
 
Der vom Brandschutz geforderte Grundschutz (1.600 l für eine Löschzeit von 2 Stunden) wird damit 
sichergestellt. Ergänzend kann in den Sommermonaten zu Löscharbeiten das dort vorhandene, für 
landwirtschaftliche Zwecke genutzte Ringleitungssystem zum Einsatz kommen. 

6.4 Verkehr 
Durch die landwirtschaftliche Tätigkeit der Investoren werden bereits jetzt die, von den 
landwirtschaftlichen Flächen anfallenden, Ernteprodukte zu der Stallanlage transportiert. Folglich 
verkehren bereits Fahrzeuge in den Erntezeiten (z. B. Rübentransporte etc.) auf den vorhandenen 
landwirtschaftlichen Wegen. Durch die Errichtung des Stalls im Außenbereich wurde der 
Fahrzeugverkehr in der Ortschaft Eixe bereits maßgeblich reduziert. 
 
In der geplanten Biogasanlage werden zum einen betriebseigene Wirtschaftsdünger sowie 
nachwachsende Rohstoffe, die teilweise auf den betriebseigenen landwirtschaftlichen Nutzflächen 
der Betreiber angebaut werden, eingesetzt. Die Ausbringung der Gärreste ist ebenfalls auf den 
landwirtschaftlichen Flächen der Betreiber geplant. 
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Aus dieser Situation werden wegen der relativ kurzen Anlieferdauer und der Verteilung der 
Anlieferung auch auf das umgebende Wegenetz keine großen Belastungen zu erwarten sein. 
 
Durch den Einsatz von betriebseigener Gülle werden keine Fahrzeugbewegungen hervorgerufen, 
da die Befüllung des Fermenters mittels unterirdisch verlegten Rohrleitungen aus der bestehenden 
Vorgrube erfolgen wird und die Rindergülle ausschließlich am Standort anfällt. 
 
Die Anlieferung der Biomasse erfolgt per landwirtschaftlicher Fahrzeuge. Die Fahrzeugbewegung 
aufgrund der Anlieferung von festen Substraten beschränkt sich auf den Zeitraum der Erntezeit und 
soll innerhalb von 10 Tagen abgeschlossen sein. Es errechnen sich in dieser Zeit ca. 55 
Anlieferungen pro Tag mit einem Liefervolumen von ca. 20 Tonnen pro Fahrzeug. Hierbei ist zu 
berücksichtigen, dass ca. 60 % der Biomasse von den betriebseigenen Flächen der Betreiber 
stammen und bereits durch ihre jetzige landwirtschaftliche Bewirtschaftung gleichwertiges 
Fahrzeugaufkommen im Bestand hervorruft. 
 
Für die Verkehrsführung hat dies zur Folge, dass durch den Einsatz der auf den eigenen Flächen 
erzeugten nachwachsenden Rohstoffen in der Biogasanlage der Abtransport dieser Erntemengen 
entfällt, da dieser zum Standort der Biogasanlage transportiert wird. 
 
Weiterhin ist zu berücksichtigen, dass ca. 60 % der Flächen um den geplanten Standort der 
Biogasanlage gelegen sind, die über Wirtschaftswege zu erreichen sind, die keine Durchfahrt durch 
die Ortschaft Eixe bedürfen. Folglich erfolgen max. 40 % der oben genannten Transporte über 
öffentliche Verkehrswege. Analog hierzu verhält sich das Verkehrsaufkommen bei der Ausbringung 
des Gärrestes zwecks landbaulicher Verwertung als Wirtschaftsdünger. 
 
Der gesamte An- und Ablieferungsverkehr ist demzufolge außerhalb der Erntezeit und innerhalb der 
Ausbringungszeit durchschnittlich mit 3 Anlieferungen/Abholungen pro Tag zu veranschlagen. 
 
Insgesamt ist festzustellen, dass durch die Errichtung der Biogasanlage eine erhebliche Belastung 
der Anwohner durch Fahrzeugverkehr nicht zu prognostizieren ist. 

7 Bebauungsentwurf 

Dem Bebauungsplan Nr. 5 ist zur Illustration und als Vorschlag zur Umsetzung der Festsetzungen 
ein Bebauungsentwurf beigefügt (Anlage 2 der Begründung). Der Entwurf orientiert sich am zurzeit 
aktuellen Ausbauentwurf des projektierenden Ing.-Büros BIOGAS NORD Bielefeld. Der 
Bebauungsentwurf ist unverbindlich. 
 
Über die weiterhin denkbaren Anlagen zur Verwertung der Restwärme usw. existieren derzeit noch 
keine klaren Vorstellungen. Es muss davon ausgegangen werden, dass es sich auch um 
landwirtschaftstechnische Anlagen handelt. Bei entsprechendem Bedarf muss gegebenenfalls ein 
ergänzender Bebauungsplan aufgestellt werden. 

8 Städtebauliche Werte des Bebauungsplanes 

Größe des Bereich 1 („Spirlingskamp“)      ca. 16.700 m² 
Größe des Bereich 2 („Zwischen Mittellandkanal und Große Wiesen“) ca.   4.300 m² 
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9 Durchführung und Finanzierung der geplanten Maßnahmen 

Die Umsetzung der geplanten Maßnahmen wird in privater Trägerschaft durchgeführt und finanziert. 
Öffentliche Aufwendungen werden nicht eingesetzt. 

10 Abwägung der Stellungnahmen und Anregungen 

Die Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen ist der Begründung als Anlage 3 beigefügt. 

11 Verfahrensablauf 

11.1 Aufstellungsbeschluss 
Ein Aufstellungsbeschluss wurde nicht gefasst. 

11.2 frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
Die Ankündigung der frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung des Bebauungsplanes 
Nr. 5 „Spirlingskamp“ (Bereich 1) -Eixe- /„Zwischen Mittellandkanal und Große Wiesen“ (Bereich 2) 
-Berkum- wurde am 13.09.2006 vom Stadtplanungsausschuss der Stadt Peine in Kenntnis 
genommen. Sie fand in der Zeit vom 02.10.2006 bis einschließlich 16.10.2006 statt und wurde am 
30.09.2006 ortsüblich bekannt gemacht. 

11.3 frühzeitige Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung 
berührt werden kann, wurden mit Anschreiben vom 20.09.2006 frühzeitig von der Planung 
unterrichtet und zur Äußerung auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und 
Detaillierungsgrad der Umweltprüfung bis zum 16.10.2006 aufgefordert. 

11.4 öffentliche Auslegungen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
Der Beschluss zur öffentlichen Auslegung erfolgte durch den Verwaltungsausschuss der Stadt Peine 
in seiner Sitzung am (19.03.2007) 23.11.2017. Die öffentliche Auslegung erfolgte in der Zeit vom 
(30.03.2007) 12.12.2017 bis einschließlich (30.04.2007) 19.01.2018. Sie wurde am (22.03.2007) 
02.12.2017 öffentlich bekannt gemacht. 

11.5 Beteiligungen der Behörden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
Die Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange erfolgte gemäß § 4a Abs. 2 BauGB 
zeitgleich mit der öffentlichen Auslegung. Mit Anschreiben/E-Mail vom (20.03.2007) 06./07.12.2017 
wurden die Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die 
Planung berührt werden kann, von der Planung unterrichtet und zur Abgabe einer Stellungnahme 
bis zum (30.04.2007) 19.01.2018 aufgefordert. 
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11.6 Übersicht der Stellungnahmen 
Verfahrensschritt Anzahl der Beteiligten eingegangene 

Stellungnahmen 
Stellungnahmen mit 
Hinweisen/ 
Anregungen 

§ 3 Abs. 1 BauGB  0 0 
§ 4 Abs. 1 BauGB 26 10 3 
§ 3 Abs. 2 BauGB  18 18 
§ 3 Abs. 2 BauGB 
(Wiederholung) 

 0 0 

§ 4 Abs. 2 BauGB 27 12 4 
§ 4 Abs. 2 BauGB 
(Wiederholung) 

23 12 5 

11.7 Abwägungs- und Satzungsbeschluss 
Der Rat der Stadt Peine hat den Bebauungsplan Nr. 5 „Spirlingskamp“ (Bereich 1) -Eixe- / „Zwischen 
Mittellandkanal und Große Wiesen“ (Bereich 2) -Berkum- nach Prüfung der vorgebrachten 
Anregungen in seiner Sitzung am 26.04.2018 als Satzung sowie die Begründung mit Umweltbericht 
beschlossen. 
 
 
 

 
Peine, den 20.09.2018 

 
 

 
i.V. gez. Hans-Jürgen Tarrey 

 
(Hans-Jürgen Tarrey) 

Erster Stadtrat – Allgemeiner Vertreter des Bürgermeisters  
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Anlage1 zur Begründung 
 

 



10 
 

Anlage 2 zur Begründung 
 

 


